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Bundesanstalt für Post und Telekommunikation 

Deutsche Bundespost  

Heinrich-Konen-Str. 1     

53227 Bonn
Betrifft: Widerspruch zum Bescheid meiner Versorgungsbezüge/Antrag auf Korrektur bzw. Neuberechnung meines Bescheides der Versorgungsbezüge.
Sehr geehrte Damen und Herren,
ich bitte um Neuberechnung meiner Versorgungsbezüge unter Anerkennung der Ausbildungszeit vor meinem 17. Lebensjahr und beantrage die Nachzahlung der Bezüge aus diesem Anlass. Seit meinem letzten Bescheid gab es mehrere Gerichtsurteile, die für die jeweiligen Kläger sprechen. In Österreich z.B. wurde bereits gehandelt und die Altersgrenze für zu berücksichtigende Vordienstzeiten, also auch Ausbildungszeiten, auf 14 Jahre geändert. 
Im Urteil des VG Saarlouis vom 8.3.2018, 2 K 455/17 wird eindeutig entschieden: Die Klage ist begründet. Der Kläger kann beanspruchen, dass seine zurückgelegten Ausbildungszeiten vor Vollendung des 17. Lebensjahres bei der Festsetzung der ruhegehaltfähigen Dienstzeitberücksichtigt werden. Die dies ablehnenden Bescheide der Beklagten sind rechtswidrig. § 12 Abs. 1 Satz 1 BeamtVG ist vorliegend auch gleichwohl nicht anzuwenden, weil die Vorschrift mit dem europarechtlichen Verbot der Altersdiskriminierung nicht vereinbar ist.
Vor Allem nach dem Urteil des EuGHs vom 8.5.2019, C-24/17 müssen alle nationalen Gesetze und Verordnungen, also auch das Beamtenversorgungsgesetz, geändert werden, die wegen Altersdiskriminierung ungleiche Ruhestandsbezüge nach sich ziehen. So wird hier u.a. festgestellt: Der EuGH sieht darin einen Verstoß gegen das Unionsrecht. „Wenn eine unionsrechtswidrige Diskriminierung festgestellt wurde und solange keine Maßnahmen zur Wiederherstellung der Gleichbehandlung erlassen wurden, setzt die Wiederherstellung der Gleichbehandlung in Fällen wie denjenigen der Ausgangsverfahren somit voraus, dass den durch die alten Systeme benachteiligten Beamten und Vertragsbediensteten in Bezug auf die Berücksichtigung vor Vollendung des 18. Lebensjahrs zurückgelegter Vordienstzeiten und bei der Vorrückung in der Gehaltstabelle die gleichen Vorteile gewährt werden wie den durch diese Systeme begünstigten Beamten und Vertragsbediensteten. Infolgedessen haben die diskriminierten Beamten und Vertragsbediensteten auch einen Anspruch gegen ihren Arbeitgeber auf eine Ausgleichszahlung in Höhe der Differenz zwischen dem Gehalt, das sie hätten beziehen müssen, wenn sie nicht diskriminiert worden wären, und dem tatsächlich von ihnen bezogenen Gehalt“. 
Im Übrigen beantrage ich, dass das Verfahren unter Verzicht auf die Einrede der Verjährung ruhend gestellt wird, bis eine letztinstanzliche Entscheidung in einer der derzeit anhängigen Musterverfahren ergangen ist.

Mit freundlichen Grüßen
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